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Allgemeine Bestimmungen

Art. 1 Gegenstand und Zweck

1 Die Bauordnung gilt fir das ganze Gemeindegebiet. Sie dient der zielgerichteten rdumlichen Ent-
wicklung des Siedlungs- und Landschaftsraums im gemeindeeigenen und landesweiten Zusam-
menhang und regelt das Bau- und Planungswesen, soweit die Gemeinde hierfir zustandig ist.

Il. Planungsrecht

1. Planungsgrundsatze

Art. 2 Planungsgrundsatze

1 Die Planung und Errichtung von Bauvorhaben hat sich nach den Zielen und Grundsatzen des Bau-
gesetzes, der Landesplanung und der Ortsplanung der Gemeinde Planken zu orientieren.

2 Ziel samtlicher Planungsmassnahmen ist eine geregelte und massvolle Weiterentwicklung von Plan-
ken als Bergdorf mit ganzjahriger Wohnnutzung.

3  Es gilt, hohe Wohnqualitdt zu schaffen und zu erhalten. Dies erfordert Ricksichtnahme auf die
bauliche und landschaftliche Umgebung sowie eine bewusste Gestaltung von Um- und Neubauten
samt deren Umgebung wie auch des 6ffentlichen (Strassen, Platze) und halboffentlichen (Hofe,
Vorgarten) Raumes.

4  Die fur das Ortsbild pragende alte Bausubstanz entlang der Dorfstrasse wie auch deren Strassen-
raumcharakter sind zu erhalten. Bei grosseren Grundstlicken oder bei einer gemeinsamen Bebau-
ung mehrerer Grundstiicke sollen durch eine rédumliche Zusammenfassung der Baukdrper gréssere,
zusammenhangende Griinflachen erhalten werden.

5 Bei der Errichtung von Neubauten und grésseren Erweiterungen bestehender Bauten ist die er-
hohte Gefdhrdung durch Naturgefahren zwingend zu beriicksichtigen.

6 Genugend Freirdume, attraktive Wege sowie Kultur- und Naturobjekte und eine ausreichende
Durchgriinung der Siedlung sind zu erhalten und zu férdern.

7  Die Verkehrsqualitdt und die Verkehrssicherheit sind zu schaffen und zu erhalten. Der Ausbau des
offentlichen Verkehrs sowie die Rad- und Fusswegverbindungen sind zu férdern.

2. Grundlagen

Art. 3  Grundlagen

1 Die Gemeinde erarbeitet nach Bedarf die fur die Festsetzungen in der Grundordnung erforderli-

chen Grundlagen fir die Raumentwicklung, wie Siedlungs- und Landschaftsanalysen, Inventare,
Konzepte oder Leitbilder und definiert allféllige darauf folgende Massnahmen fir die Umsetzung.
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Grundordnung

1. Allgemeines

Art. 4 Grundordnung

1 Die Grundordnung der Gemeinde besteht aus der Bauordnung, dem Zonenplan, dem Richtplan,
den Spezialbauvorschriften sowie den Uberbauungs- und Gestaltungsplanen.

2 Die Gemeinde kann Reglemente zur Bauordnung erlassen.

2. Zonenplan und -vorschriften

A. Zonenplan

Art. 5 Festsetzungen und Hinweise

1 Der Zonenplan ordnet in Ergdnzung zum Ubergeordneten Recht die Nutzung des Gemeindege-
biets. Er bezeichnet die Bauzonen, die Landwirtschaftszonen, die Schutzzonen und weitere Zonen.

2 Erunterscheidet zwischen Zonen der Grundnutzung und Zonen tUberlagernder Nutzung. Die Zonen
der Grundnutzung bestimmen allgemein die zuldssige Nutzung des Bodens. Die Uberlagernden
Zonen enthalten ergéanzende Nutzungsvorschriften.

3 Der Zonenplan beinhaltet folgende Festsetzungen und Hinweise:

Festsetzungen

a) Bauzonen

Wohnzone W

Zone fur &ffentliche Bauten und Anlagen ZOBA
b) Landwirtschaftszonen

Landwirtschaftszone LW

Provisorische Landwirtschaftszone Oberplanken PLW

c) Schutzzonen, Gefahrenzonen
Grinzone GZ
Gefahrenzonen (Uberlagernd)

d) Weitere Zonen

Reservezone RE
Waldgebiet WA
Alpengebiet A
Verkehrsflachen VI/ VA

e) Weitere Festsetzungen
Dorfstrasse-Perimeter (liberlagernd)
Deponiezone (Uberlagernd)

Hinweise

f) Hinweise (iberlagernd)
Unter Schutz gestellte Kulturguter (KGG Art. 48)
Archaologischer Perimeter (KGG Art. 23)
Naturschutzgebiet (NSchG Art. 19)
Waldreservat (WaldG Art. 12)
Schutzzone (GSchG Art. 24)
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B. Zonenvorschriften

Art. 6 Zonenschema

1

Es gelten in der jeweiligen Zone folgende maximalen Nutzungs- und Baumasse sowie Zuordnun-
gen zu den Empfindlichkeitsstufen:

N o T
2 3 < R
2 & o 5 89
] o o) & £ @ S 2
T < e 3 N 2 ~ 5
:g _8 :g o2 % O < c
c + O O

Q % 0 S < 17 = q
9] @ 0] I~ 1] Q T =
V) ic Q 5 £ [ £ 2
> > > < (G} Q w2

Wohnzone

offene Bauweise Art. 27, Abs. 1 8.50 m* 12.00 m* 20.00 m 0.45 50 % BO Il

offene Bauweise Art. 27, Abs. 2 8.50m* | 12.00 m* | 30.00 m 0.45 50 % BO Il

Gruppenbauweise Art. 28 8.50 m* | 12.00 m* | 30.00 m 0.55 60 % BO Il

Zone fir 6ffentliche Bauten und BauG BauG BauG ) i BauG I

Anlagen

Landwirtschaftszone BauG BauG BauG - - BauG 11l

Provisorische Landwirtschaftszone BauG BauG BauG ) ) BauG "

Oberplanken

* erganzende Bestimmungen in Abs. 2 und 3 beachten

BauG: nach Baugesetz

BO: nach Bauordnung

Es durfen generell nur 3 Vollgeschosse in Erscheinung treten. Dachgeschosse sind insbesondere
giebelseitig in der Regel dann keine optisch wirksamen Vollgeschosse, wenn die Flachen, bei wel-
cher der Abstand zwischen Oberkante Rohboden und Unterkante Sparren mehr als 1.80 m betragt,
auf die gesamte Geschossflache bezogen weniger als zwei Drittel betragt und keinen oder nur
geringen Kniestock aufweisen. Traufseitig gesehen gelten Dachgeschosse nicht als optisch wirk-
same Vollgeschosse, sofern der Kniestock nicht mehr als einen Meter Hohe (gemessen bis Ober-
kante Dachdeckung) aufweist und weder ein Kreuzgiebel noch grossere Dachaufbauten vorhanden
sind.

Ab einer Hangneigung von 10 % kann bei einer Hangkopferschliessung (die Erschliessung liegt
oberhalb des Grundstiicks) ein Héhenzuschlag bis zu 1.50 m zu der zuladssigen Gebaude- und First-
héhe gemass Diagramm im Anhang gewahrt werden. Diese Mehrhéhe ist durch eine entspre-
chende Gestaltung des Gebaudes, der Umgebung oder Bepflanzung auszugleichen. Diese Mass-
nahmen sind vorgangig des Baugesuchs durch Pléne und/oder Visualisierungen zu belegen. Die
Ermittlung der Hangneigung richtet sich nach dem Baugesetz. Bei geschossversetzter Bauweise
gilt der Hohenzuschlag nicht.
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a)

Bauzonen

Art. 7 Wohnzone

1  Die Wohnzone dient primar dem Wohnen. Dienstleistungs- und Gewerbebetriebe sind zulassig,
sofern sie aufgrund ihrer optischen Erscheinung, ihres Charakters und ihrer Auswirkungen auf
Raum, Umwelt und Erschliessung in ein Wohnquartier passen. Es sind nicht storende Betriebe zu-
lassig. Der Gemeinderat beurteilt im Rahmen einer Voranfrage im Einzelfall das Mass und die Art
der Gewerbe- und Dienstleistungsnutzung und legt diese fest.

2  Eswird je nach Art der Bauweise zwischen offener Bauweise und Gruppenbauweise unterschieden.
Massgebend sind Art. 27 und Art. 28.

Art. 8 Zone fiir 6ffentliche Bauten und Anlagen

1 Die Zone fur 6ffentliche Bauten und Anlagen ist fir Bauten, Anlagen und Freirdume bestimmt, die
dem &ffentlichen Interesse dienen.

2 Als &ffentliche oder 6ffentlichen Interessen dienende Bauten und Anlagen gelten insbesondere
Bauten der offentlichen Verwaltung, Schulhduser, Heime, Kirchen, Friedhéfe, Tagungs- und Semi-
narzentren, Veranstaltungssale, 6ffentliche Parkierungsanlagen, Entsorgungsanlagen sowie 6ffent-
liche Sport- und Erholungsanlagen.

3 In der Zone fir 6ffentliche Bauten und Anlagen sind nicht nur Bauten und Anlagen von Gemeinde
und Land sondern auch andere Tragerschaften zulassig, welche einem dauernden &ffentlichen In-
teresse dienen.

b) Landwirtschaftszonen

Art. 9 Landwirtschaftszone

1 In der Landwirtschaftszone gelten die Bestimmungen des Ubergeordneten Rechts (Baugesetz Art.
16).

2 Die Bewirtschaftung des Gebiets Plankner Ascher hat gemass ,Reglement {iber die Bewirtschaf-
tung Plankner Ascher (Landwirtschaftszone) und Streueteil Schwabbrinnen (Naturschutzgebiet)”
der Gemeinde Planken zu erfolgen.

Art. 10 Provisorische Landwirtschaftszone Oberplanken

1 Das Gebiet Oberplanken wurde von der Regierung in ihrer Sitzung vom 19. Mai 1998 (RA 98/1119-
3025) als provisorische Landwirtschaftszone im Sinne des Gesetzes lber die Erhaltung und Siche-
rung des landwirtschaftlich nutzbaren Bodens (LGBI. 1992 Nr. 41) ausgeschieden.

2  Die landwirtschaftliche Nutzung wie auch der landschaftliche Charakter ist zu erhalten. Im Ausnah-
mefall sind bei nachgewiesener Standortgebundenheit Bauten zur land- und forstwirtschaftlichen
Nutzung und Pflege zuldssig. Eine Dauerwohnnutzung ist nicht zulassig.

3 Bei den bestehenden Ferienhdusern sind Um- und Erweiterungsbauten nicht zuldssig. Bauliche

Massnahmen durfen nur zur Wahrung bzw. Sicherung des Bestandes vorgenommen werden.
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c) Schutzzonen, Gefahrenzonen

Art. 11 Griinzone

1 Die Griinzone dient als extensiv genutzter Saum der 6kologischen Aufwertung zwischen dem Sied-
lungsraum und dem Waldgebiet, als Schutz des Orts- und Landschaftsbildes sowie zur Freihaltung
von Aussichtslagen. Es ist die traditionelle, extensive Graswirtschaft vorgeschrieben. Eine Besto-
ckung mit Einzelbdumen ist vorgesehen (insbesondere Obstbaume).

2 Diese Zone ist von allen Bauten freizuhalten und durch entsprechenden Unterhalt in einem natur-
nahen Zustand zu halten. Das Anlegen von Spazier- und Wanderwegen samt Sitzbanken ist zulas-
sig.

Art. 12 Gefahrenzonen (liberlagernd)

1 Die Gefahrenzonen bezeichnen geméss Naturgefahrenkarte die durch Prozesse wie Lawinen,
Steinschlag, Rutschungen, Wasser oder andere Naturereignisse gefahrdete Gebiete. Die Lage der
Gefahrenzonen Rot und Blau sind im Zonenplan (liberlagernde Zonen) dargestellt.

2 In der Gefahrenzone Rot (erhebliche Gefahr) sind Neubauten und Wiederaufbauten verboten.

3 In der Gefahrenzone B_lau (mittlere Gefahr) sind Bauten unter Auflagen (Schutzmassnahmen) zulas-
sig. Bei wesentlichen Anderungen an bestehenden Gebauden sind die erforderlichen Schutzmass-
nahmen fir das ganze Gebaude zu prifen. Bei Bauvorhaben in dieser Zone ist friihzeitig Kontakt
mit der Baubehorde aufzunehmen. Die erforderlichen bautechnischen, konzeptionellen und orga-
nisatorischen Massnahmen werden von der Baubehérde verfligt.

d) Weitere Zonen

Art. 13 Reservezone

1 In der Reservezone gelten die Bestimmungen des Ubergeordneten Rechts (Baugesetz Art. 18).

Art. 14 Waldgebiet

1 In der Zone Waldgebiet richtet sich die Nutzung nach dem Waldgesetz (LGBI. 1991 Nr.42).

2 Bauten und Anlagen sind nur zulassig, soweit sie zur forstwirtschaftlichen Nutzung notwendig sind.
Forstwirtschaftliche Bauten sind durch eine sorgféltige Gestaltung in die Landschaft einzupassen.
Bei bestehenden Bauten und Anlagen sind bauliche Massnahmen zur Wahrung bzw. Sicherung des
Bestandes zul3ssig.

Art. 15 Alpengebiet

1 Die Zone Alpengebiet umfasst die der Alpe Gafadura zugeordneten Gebiete Gafadura, Ritti, Alp-
zinken und Im Sand. Es sind nur standortgebundene Bauten und Anlagen zur land- und forstwirt-
schaftlichen Nutzung und Pflege des Alpengebietes zulassig. Der Gemeinderat entscheidet im Ein-
zelfall Gber die Zulassigkeit der baulichen Massnahmen. Bei bestehenden Bauten und Anlagen sind
bauliche Massnahmen zur Wahrung bzw. Sicherung des Bestandes zulassig.

Art. 16 Verkehrsflachen

1 Offentliche Strassen, dazugehdrige Trottoirs, Fuss- und Radwege, Platze, 6ffentliche Parkierungs-
anlagen und dergleichen sind im Zonenplan als Verkehrsflachen bezeichnet.

2 Bauten und Anlagen sind zulassig, soweit sie der Verkehrsraumgestaltung oder -nutzung dienen.

3 Private Nutzungen sind zulassig, wenn sie die zonenkonforme Nutzung nicht beeintrachtigen. Mas-

sgeblich sind die Zonenvorschriften der benachbarten Zonen.
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e)

Art.

Weitere Festsetzungen

17 Dorfstrasse-Perimeter (liberlagernd)

Art.

Der Dorfstrasse-Perimeter umfasst die historisch gewachsene Siedlung entlang der Dorfstrasse,
die bereichsweise noch weitgehend intakte, urspriingliche Bausubstanz enthalt. Ziel ist der Erhalt
der alten Siedlungssubstanz und —struktur, indem ausgehend von den bestehenden, alten Sied-
lungsbereichen die Stellung, Volumetrie, kubische Gliederung und Gestaltung der Neubauten fest-
gelegt werden.

Neben Wohnnutzung sind auch nicht stérende, emissionsarme Betriebe wie Ladengeschéfte, Gast-
statten und nicht storendes Kleingewerbe zuldssig. Das Ausmass wird je nach Art des Gewerbes
durch den Gemeinderat im Einzelfall festgelegt.

Die bestehende Siedlungsstruktur kann durch angemessene Neubauten erganzt werden. Neue
Gebéaude, einschliesslich Ersatzbauten und Umbauten sind entsprechend bestehenden Fassaden-
fluchten bzw. den urspriinglichen Baukérperstellungen zu situieren. Die Stellung und Proportion
der Bauten, deren Lédnge- und Héhenmasse, die Dachform wie auch Struktur sowie Material und
Farbe der Fassade orientieren sich an den umliegenden Geb&uden und Siedlungsstrukturen.

Fir die hierzu erforderlichen Abweichungen von den baurechtlichen Vorschriften (Strassen-, Grenz-
und Gebadudeabstdnde, Ausnitzungsziffer, Gebdudeabmessung u.d.m.) kénnen entsprechende
Ausnahmen durch die zustéandigen Stellen gewahrt werden.

Der Verlauf des Dorfstrasse-Perimeters ist nicht exakt festgesetzt und umfasst in der Regel die
Bauten in der ersten Bautiefe. Bei Hofen oder massiven Riickspriingen gegeniiber der Dorfstrasse
umfasst der Perimeter auch Bauten und Anlagen in der zweiten Bautiefe, sofern diese fiir den
Strassenraum wirksam sind.

Alle Bauvorhaben sind friihzeitig der Gemeinde vorzulegen. Die Gemeinde, beraten durch das
Fachgremium fir Ortsplanungs- und Gestaltungsfragen, bestimmt in Zusammenarbeit mit der Bau-
behérde und den Bauwerbern die projektbezogenen Rahmenbedingungen. Bei Bedarf wird die
Leitung der Abteilung Raumentwicklung und Baubewilligungen des Amtes fir Bau und Infrastruk-
tur wie auch die Leitung der Abteilung Denkmalpflege des Amtes fir Kultur beigezogen.

18 Deponiezone (iiberlagernd)

f)

Art.

Die Deponiezone umfasst Flachen, die fur die Nutzung (Ablagerung von unverschmutztem Aus-
hubmaterial, Kiesabbau, Kompostierung, Recycling, Forstwirtschaft, etc.) bestimmt sind.

Bauten und Anlagen kénnen fiir die Dauer des Deponiebetriebs bewilligt werden, sofern sie fur
den Betrieb unerlasslich sind.

Fiir die Errichtung, den Betrieb und den Unterhalt der Deponie sowie fiir den Abschluss und dessen
Sicherstellung gelten im Ubrigen die einschlagigen Gibergeordneten Vorschriften. Vorbehalten blei-
ben insbesondere die notwendigen Bewilligungen der Landesbehdrden.

Hinweise (liberlagernd)

19 Uberbauungsplan / Gestaltungsplan / Spezialbauvorschriften

Art.

Gestlitzt auf Art. 21 und Art. 24 Baugesetz kann die Gemeinde fir ein bestimmt umgrenztes Gebiet
einen Uberbauungsplan, Gestaltungsplan und / oder Spezialbauvorschriften erlassen. Es gelten die
Bestimmungen des Ubergeordneten Rechts.

20 Unter Schutz gestellte Kulturgiiter

Der Schutz, die Erhaltung und die Pflege von Kulturgitern erfolgen geméss den Vorgaben des
Ubergeordneten Rechts (Kulturgiitergesetz Art. 48).
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Art.

21 Archdologischer Perimeter

1

Art.

Der Archéologische Perimeter dient der friihzeitigen Koordination von archdologischen Untersu-
chungen und Bauarbeiten in den darin ausgewiesenen Gebieten. Es gelten die Bestimmungen des
Ubergeordneten Rechts (Kulturgiitergesetz Art. 23).

22 Naturschutzgebiet

Art.

Der Schutz von Naturschutzgebieten erfolgt gemass den Vorgaben des libergeordneten Rechts
(Naturschutzgesetz Art. 19) sowie der darauf basierenden Ve[ordnung (LGBI. 1963 Nr. 2/1: Ver-
ordnung betreffend das Naturschutzgebiet “Schwabbriinnen/Ascher”).

23 Waldreservat

Art.

Die Ausscheidung von Waldreservaten erfolgt gemass den Vorgaben des Gibergeordneten Rechts
(Waldgesetz Art. 12). Es gelten die Bestimmungen der darauf basierenden Verordnung Uber die
Waldreservate und Sonderwaldflachen (LGBI. 2000 Nr. 230).

24 Schutzzone

In den Schutzzonen gelten die Bestimmungen des Uibergeordneten Rechts (Gewasserschutzgesetz
Art. 24) sowie die darauf basierenden Verordnungen (LGBI. 1998 Nr. 60: Verordnung zum Schutz
der Quellfassungen “Am Alpweg”, “"Wissa Std", “Egg” und “Sattel” in der Gemeinde Planken;
LGBI. 2001 Nr. 53: Verordnung zum Schutze der Quellfassungen der Wasserversorgung Liechten-
steiner Unterland am “Maurerberg” (oberhalb Schaanwald und Nendeln)).

Bau- und Gestaltungsvorschriften

Bauvorschriften

. 25 Allgemeine Vorschriften

Art.

Die Baukdrperstellung, kubische Gliederung, Materialwahl und Farbgebung ist unter besonderer
Berlcksichtigung der Aussenrdume und der landschaftlich-topografischen Gegebenheiten weitge-
hend auf die charakteristischen Merkmale der ortstiblichen Bauweise abzustimmen.

Im Interesse des Ortsbild- und Landschaftsschutzes kann die Gemeinde detaillierte gestalterische
Auflagen vorschreiben.

Bei Bauvorhaben in exponierten Lagen und generell bei Gruppenbauvorhaben sind bereits vor
dem eigentlichen Baubewilligungsverfahren fotografische Aufnahmen der umgebenden Siedlung,
Gelandeaufnahmen sowie ein Modell und/oder grafische Visualisierungen des Bauvorhabens vor-
zulegen.

26 Baureife

Art.

Die Bauzone weist eine Grunderschliessung (Wasser, Abwasser- und Energieversorgung) tber die
bestehenden Gemeindestrassen sowie Uber die Landstrasse auf. Dadurch ist die Baureife fir die
erste Bautiefe entlang diesen Strassen gegeben. Bei Bebauung oder Abparzellierung grosserer
Grundstiicke hat die Erschliessung von Baugrundstiicken in der 2. und 3. Bautiefe durch die be-
treffenden Grundeigentimer in einer ortsplanerisch sinnvollen und bodensparenden Weise zu er-
folgen. Dabei sind mdglichst gemeinsame Anlagen fur die jeweils benachbarten Grundstiicke zu
erstellen.

27 Offene Bauweise in der Wohnzone

Offene Bauweise liegt bei Einzelbauten vor.

Wenn es fir das Orts- und Landschaftsbild vertraglich ist, kann der innere Gebaudeabstand gemass
Art. 49 des Baugesetzes mit Zustimmung der Baubehorde reduziert werden oder eine Gebaude-
lange bis max. 30.00 m zugelassen werden, wenn:
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- zwei an sich selbstédndige Gebaude zu einer baulichen Einheit vereinigt werden

- bestehende Anwesen mit zusatzlichen Wohneinheiten mittels Aus-, Um- und Zubau oder auch
mittels Errichtung eines zusatzlichen Baukdrpers nachverdichtet werden.

Der Nachweis der Vertraglichkeit mit dem Orts- und Landschaftsbild ist anhand eines Vorprojektes

zu erbringen.

Art. 28 Gruppenbauweise in der Wohnzone

1 Fur die Gruppenbauweise gelten nachstehende, kumulativ zu erfillenden Bedingungen:
- Mindestarealflache von 750 m2
- Mindestens 3 Wohneinheiten mit einer Bruttogeschossflache von mindestens 50 m2 je Wohnein-

heit in einer ortsbaulichen und gestalterischen Einheit
- Eine gute Einordnung in das Orts- und Landschaftsbild
- Hohe Wohn- und Architekturqualitat
- Zusammenhangende Spiel- und Gartenflache durch konzentrierte Baukérperanordnung
- Gute Zuordnung von privaten und &ffentlichen Aussenrdumen
- Zusammengefasste Parkierung und Garagierung
- Gemeinschaftsbereiche wie Spielplatze.

2  Sofern die Planungskriterien nach Abs. 1 eingehalten sind, kdnnen bestehende Bauten einbezogen
werden. Gruppenbauvorhaben sind als Vorprojekt zur Vorabklarung vorzulegen.

Art. 29 Nutzungsziffern

1 Die Nutzungsziffern sind im Zonenschema (Art. 6) verbindlich festgelegt.

2 Wird die zulassige Ausniitzungsziffer (AZ) durch ein Bauvorhaben um mehr als 60 % unterschritten,
muss das Gebaude so platziert werden, dass die verbleibende AZ auf der verbleibenden Grund-
stlicksflache weiterhin realisierbar ist. Die Bauherrschaft erbringt den Nachweis im Baugesuch.

Art. 30 Grenzabstande

1 Soweit nicht im Baugesetz oder durch Baulinien festgelegt, berechnet sich der Grenzabstand ab-
hangig von der Fassadenlange und der Fassadenhéhe. Er entspricht aber mindestens dem bauge-
setzlichen Grenzabstand.

2  Es wird unterschieden nach grossem und kleinem Grenzabstand. Der grosse Grenzabstand wird
nutzungsbezogen in Abhangigkeit von der Lage der Hauptwohnrdume angewandt. Der grosse
Grenzabstand muss mindestens 4.50 m betragen.

Der grosse Grenzabstand betragt:

GGA = H:2)+(L:5)

GGA = grosser Grenzabstand

H = zugehdrige Fassadenhdhe
L = zugehorige Fassadenlange
Der kleine Grenzabstand gilt fir die vom grossen Grenzabstand nicht erfassten Fassaden. Er ent-
spricht 2/3 des grossen Grenzabstandes.
KGA = 2/3x((H:2)+(L:5))
KGA = kleiner Grenzabstand

H = zugehorige Fassadenhdhe
L = zugehdrige Fassadenlange

Art. 31 Immissionen

1 Die Empfindlichkeitsstufen sind im Zonenschema (Art. 6) verbindlich festgelegt.

2 Der Schutz vor Immissionen erfolgt gemass der Vorgaben des Umweltschutzgesetzes (LGBI. 2008

Nr. 199) sowie der Larmschutzverordnung (LGBI. 2008 Nr. 253).
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Art.

Gestaltungsvorschriften

32 Gestaltungsgrundsatze

Art.

Ziel der Gestaltungsvorschriften ist die Erhaltung des Charakters des Dorfes bei verdnderten Nut-
zungen und unter Verwendung zeitgemasser Formen und Materialien. Es sind einfache Baukuben
und Formen zu wahlen.

Bauten, Anlagen und Umschwung sind fir sich und in ihrem Zusammenhang mit der baulichen und
landschaftlichen Umgebung im Ganzen und in ihren Teilen so zu gestalten, dass eine befriedigende
Gesamtwirkung erreicht wird. Diese Anforderung gilt auch fiir Materialien und Farben.

Abweichungen von Gestaltungsvorschriften sind als Ausnahmen dann zuldssig, wenn der Nachweis
erbracht werden kann, dass sich dadurch eine bessere architektonische Lésung wie auch Einpas-
sung in das Orts- und Landschaftsbild ergibt. Je nach Lage des Bauvorhabens ist die Nah- und
Fernwirkung des Bauvorhabens anhand einer Dokumentation der umgebenden Bauten und Anla-
gen bzw. der bestehenden Gebaudegruppen und Landschaftsbereiche sowie eine nachvollzieh-
bare Simulation der geplanten Bauten bzw. Baumassnahmen darzulegen.

33 Stellung und kubische Gliederung der Bauten

Neu- und Anbauten missen sich insbesondere hinsichtlich der Stellung zu Strassen und der be-
nachbarten Bauten in die bestehende Siedlungsstruktur einfiigen. Auf das gewachsene Geléande
ist Bedacht zu nehmen, indem mdglichst geringe Veranderungen dessen Verlaufes und Charakters
vorgenommen werden. Zugange zu den Bauten wie auch Zufahrten und Abstellflachen fir Motor-
fahrzeuge sind so anzulegen, dass sie zu einem attraktiven Strassenraum beitragen und keine Be-
eintrachtigung des Orts- und Landschaftsbildes ergeben.

Generell ist das einfache Satteldach mit gleicher Dachneigung als ortsbauliche und landschaftsge-
bundene vorherrschende Dachform vorgeschrieben. Das Satteldach ist allseitig als solches erkenn-
bar auszubilden. Der Dachgiebel ist Uber die schmalere Fassade zu setzen. Bei versetzten oder
abgewinkelten Bauformen mit unterschiedlicher Bautiefe sowie in ausgesprochenen Hanglagen
sind abgeschleppte Dachformen unter Beibehaltung der gleichen Dachneigung zulassig. Es ist um-
laufend ein Vordach mit mindestens 0.40 m Breite vorzusetzen. Trauf- und Stirnbretter dirfen nur
das konstruktiv erforderliche Mass aufweisen.

Im Interesse des Ortsbildschutzes wird die zuldssige Dachneigung bei Satteldachern auf minimal
25 Grad und maximal 35 Grad begrenzt.

Es sind weitgehend geschlossene Dachflachen zu gestalten. Dachaufbauten miissen gestalterisch
integriert werden. Sie durfen das Strassen- und Ortsbild nicht beeintrachtigen. Dachaufbauten,
liegende Dachfenster sowie Dacheinschnitte dirfen zusammen nicht mehr als zwei Fiinftel der zu-
gehorigen Gebaudeldnge einnehmen. Bei Aufbauten hat der Abstand zu den Fassadenenden min-
destens 1/5 der Fassadenlédnge zu betragen. Dieser kann bei unterteilten Aufbauten reduziert wer-
den. Der Abstand zu Graten und Kehlen betragt mindestens 1.50 m. Der Ubergang der Dachhaut
des Aufbaues in das Dach des Gebaudes, wie auch liegende Dachfenster und Dacheinschnitte
mussen in der Héhenlage mindestens 1.00 m tiefer als der First des Hauptdaches liegen. Das Vor-
dach des Hauptdaches darf durch Aufbauten oder Einschnitte nicht unterbrochen werden.

Bei unterirdischen Bauteilen gemass Art. 2, Absatz 1 des Baugesetzes sind bei guter Gestaltung
und Einfligung in das Gelande begriinte Flachdacher erlaubt. Als Balkone ausgebildete Flachda-
cher sind bis zu maximal einem Viertel der Flache des darunterliegenden Geschosses erlaubt.

Bei eingeschossigen An- und Nebenbauten sind Flachdacher bis maximal einer Flache von 40 m2
zuldssig, wenn eine gute Eingliederung in das Orts- und Landschaftsbild gewahrleistet ist.
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Art.

34 Farb- und Materialwahl der dusseren Hille der Bauten

1

Art.

Fassadenmaterialien und -farben

Ortslibliche Fassadenmaterialien sind Holz (Kantstrick, Brettschirm, Schindeln) und Putz. Zulassig
sind auch andere Fassadenmaterialien, die eine kleinteilige Struktur aufweisen und ein den ortsiib-
lichen Materialien dhnliches und mit diesem vertréglichen Erscheinungsbild ergeben. Fassaden
dirfen nur gedeckte Farben nicht aber Farbtone aufweisen, die grell bzw. aufféllig in Erscheinung
treten.

Balkonbristungen sowie Gelander, Sonnenstoren, Fensterladen u.3. Fassadenbauteile sind farblich
und materialmassig mit der Fassadenfarbe abzustimmen. Verglasungen, die zum Sonnen- oder
Sichtschutz eine erhdhte Reflexion aufweisen, wie auch andere reflektierende Materialien sind nur
kleinflachig in nicht storendem Ausmass zulassig. Es gilt eine gute Gesamtwirkung des Gebaudes
samt umgehenden Anlagen wie auch eine gute Integration in die Landschaft zu gewahrleisten. Fiir
die Bewilligung der Farbgebung der dusseren Gebaudehiille sind der Gemeinde rechtzeitig Muster
vorzulegen.

Dachdeckung

Bei der Wahl der Art und Farbe des Dachdeckungsmaterials ist auf die umgebenden, vorherrschen-
den Bauten Riicksicht zu nehmen, um eine geschlossen wirkende Dachlandschaft zu erhalten. Da-
cher sind einheitlich mit kleinformatigen, nicht glanzenden Dachdeckungsmaterialien wie Dachzie-
geln oder Schieferplatten in den Farben naturrot, altrot, dunkelbraun oder dunkleres grau zu ver-
sehen. Als Ausnahme sind andere Dachdeckungsmaterialien bzw.-farben zulassig, wenn nachge-
wiesen werden kann, dass die gleiche Einpassung in das Orts- und Landschaftsbild gewahrleistet
ist wie mit obiger Vorgabe.

35 Umgebungsgestaltung, Einfriedungen und Bepflanzungen

Kunstliche Boschungen wie auch Stitzmauern sind auf das Unerlassliche zu beschranken und diir-
fen in der Regel eine maximale Hohe von 1.25 m nicht Ubersteigen. Unumgéngliche Gelédndever-
anderungen sind so vorzunehmen, dass sie sich in den Geléandeverlauf der Umgebung einpassen.

Stitzmauern im direkten Umfeld von Hochbauten sind als Teil des Gebaudes zu gestalten und
diesem hinsichtlich des Materials und der Konstruktion anzupassen. Stiitzmauern ohne direkten
Bezug zu einem Gebaude sind mit einheimischem Steinmaterial in herkdmmlicher Bauweise (klein-
teiliges Mauerwerk) oder als gut gestaltete Betonkonstruktion (verputzte, gestockte oder Brett-
schalungsoberflache u.a., jedoch keine Plattenschaloberflachen) anzulegen.

Einfriedungen wie Zdune, Mauern und Lebh&ge sowie Sicht- und Windschutzwénde haben sich in
das Orts- und Landschaftsbild einzufiigen. Die baugesetzlich erlaubte Héhe (1.25 m) von an der
Grenze erstellten Einfriedungen darf mit schriftlicher Zustimmung des Nachbarn auf maximal 2.00
m erhdht werden. Sicht- und Windschutzwande sind nur in beschranktem Ausmass, bis zu einer
maximalen Hohe von 2.00 m und in einer der Umgebung hinsichtlich Farbgebung und Materialwahl
angepassten Ausflihrung zulassig.

Das bestimmende innerértliche Landschaftselement ist Wiesland mit Einzelbestockungen. Stein-
garten bzw. Aussenflachen, die mit Steinen und Kies und einzelnen Pflanzen belegt sind, wie auch
Natursteinblécke sind nur in geringem Ausmass als Gestaltungselement innerhalb der Umge-
bungsflache zuldssig. Davon ausgenommen sind fachgerecht angelegte Trockenmauern aus loka-
lem Steinmaterial.

Baume, Straucher wie auch Gartenanlagen haben sich in das Orts- und Landschaftsbild gut einzu-
fugen. Es sind vornehmlich einheimische und standortgerechte Arten anzupflanzen. Beeintrachti-
gen Bepflanzungen die 6ffentliche Sicherheit oder das Orts- und Landschaftsbild entlang von Ge-
meindestrassen, kann die Gemeinde diese untersagen oder beseitigen lassen.

Die Aussenraum- und Umgebungsgestaltung bildet Bestandteil des Bauprojekts und ist im Bauge-
such einschliesslich der Bepflanzung auszuweisen. Die Gemeinde kann entsprechende Auflagen in
der Baubewilligung vorschreiben.
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Art.

36 Solaranlagen

1

Solaranlagen sind zuléssig, wenn sie das Ortsbild nicht stéren, in bestehende oder zu erstellende
Bauten und Anlagen gut integriert werden und eine architektonisch einwandfreie Gesamtlésung
ergeben.

Solaranlagen sind nur auf Dachern in der gleichen Neigung wie die Dachflachen anzubringen und
dirfen die Umrandung der Dachflache nicht Gberschreiten. Bei Neubauten bzw. Erneuerungen der
betreffenden Dachflachen ist ein mdglichst dachbiindiger Einbau vorgeschrieben. Dachbindigkeit
bedeutet, dass die Kollektoren die Dachflache nicht oder nur geringfiigig Uberragen. Ein nicht
dachbiindiger Einbau ist auf bestehenden Déchern dann zulassig, wenn ein dachbiindiger Einbau
mit einem unverhaltnisméassigen Aufwand verbunden ist. In diesem Falle sind Kollektoren und Be-
festigungselemente mit geringer Bauh&he zu wahlen.

Solaranlagen sind grundsatzlich so anzuordnen und zu gestalten, dass sie als Architekturelement
zu einer guten Gesamtwirkung des Gebaudes und seiner Umgebung beitragen (vollflachige Kolle-
ktorenfelder, Wahrung von Abstédnden zu den Dachréandern, Erhalt der Geschlossenheit der Dach-
flachen, Beachtung der Konturen der Dachlandschaft, u.d.m.). Kollektoren und deren Befestigun-
gen wie auch Leitungen sind farblich mit der Dachdeckung oder Fassade so abzustimmen, sodass
sie eine gute Integration ergeben.

Solaranlagen dirfen durch Spiegelungen bzw. Blendungen keine Beeintréchtigung benachbarter
Liegenschaften wie auch der Benltzer des 6ffentlichen Raumes ergeben.

. Vollzugs- und Schlussbestimmungen

. 37 Vollzug und Revision

Art.

Zusténdig fiir den Erlass und Anderung von Bauordnung und Zonenplan, Richt-, Uberbauungs- und
Gestaltungsplanen sowie Spezialbauvorschriften und Reglementen ist der Gemeinderat.

Die Gemeinde Uberprift periodisch, in der Regel alle acht Jahre die Planungsmittel der Ortspla-
nung auf ihre Zweckmassigkeit und nimmt im Einvernehmen mit der Regierung die gegebenenfalls
erforderlichen Anderungen oder Ergénzungen vor.

38 Vorabklarung

Art.

Dem Bauwerber wird empfohlen, Projekte vorgangig zum eigentlichen Bewilligungsverfahren der
Gemeindebauverwaltung zur Vorabklarung hinsichtlich der ortsplanerischen Aspekte vorzulegen.

Die Stellungnahme der Gemeindebauverwaltung gibt dem Gesuchsteller weder Anspruch auf Er-
teilung der Baubewilligung noch bindet sie die Baubehorde bei der Beurteilung des ordentlichen
Baugesuchs und allfalliger Einsprachen.

39 Ausnahmen

Art.

In Abwagung offentlicher und privater Interessen sowie in Wiirdigung der besonderen Umstéande
des einzelnen Falles kann der Gemeinderat auf begriindeten schriftlichen Antrag hin Ausnahmen
von den Vorschriften dieser Bauordnung gestatten. Es gelten die Grundséatze des Baugesetzes.

Die Ausnahmebewilligung kann mit Bedingungen und Auflagen verbunden werden.

40 Fachgremium fiir Ortsplanungs- und Gestaltungsfragen sowie Beratung

Die Gemeinde bestellt ein Fachgremium fir Ortsplanungs- und Gestaltungsfragen, welches diese
in Bau- und Planungsgeschaften berat.

Die Gemeinde kann externe Fachleute zur unabhangigen und vertieften Beurteilung und Bearbei-
tung von rechtlichen, technischen oder gestalterischen Fragen beiziehen.
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Art. 41 Inkrafttreten

1 Diese Bauordnung tritt nach Genehmigung durch die Regierung des Fiirstentums Liechtenstein mit
der Kundmachung in Kraft und ersetzt diejenige vom 26. Oktober 2012.

Vom Gemeinderat Planken genehmigt am: 23. Juni 2020

GRB 2020/128

.....................................................

Rainer Beck, Gemeindevorsteher

2 4, Nov. 2020

Von der Regierung des Firstentums Liechtenstein genehmigt am: .....7..". 0.0 EVEL

RA . o 22 e

Adrian Haslef, Regierungschef

XN

Amtlich kundgemacht am: 45, Dezembev 2020
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HOHENZUSCHLAG GEBAUDE- UND FIRSTHOHE BEI HANGLAGEN:

Diagramm zu Artikel 6 Absatz 3

erlaubte max. Gebdaudehdhe 9.40 m anstatt 8.50 m
erlaubte max. Firsthohe 12.90 m anstatt 12.00 m
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GRENZABSTAND:

Schema zu Artikel 30

GROSSER GRENZABSTAND
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DACHAUFBAUTEN:

Schema zu Artikel 33 Absatz 4
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| | |

min. 0.40 DACHNEIGUNG FASSADENLAENGE L
min. 25° - max. 35°

min. 1/5L-1/2Z min. 1/5L-1/2Z
f 77777777777 L | L L L |

7 7 7 7 7 7

7

FASSADENLAENGE L

min. 1.50 |




	Bauordnung_2020-09-24
	Gebäudehöhenzuschlag
	Grenzabstand
	Dachaufbauten



